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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hussing, Krampe, von Thadden, 
Frau Griesinger, Dr. Riedl (München), Dr. Böhme 
und Genossen 


betr. Schul- und Berufsausbildung der Kinder auslän- 
discher Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
Deutschland 


Sprache, Bildung und soziale Strukturen bilden in Europa trotz 
aller Einigungsbemühungen noch immer starke Elemente der 
Trennung. Die Bundesregierung muß im Verein mit den Län- 
dern die trennenden Elemente abbauen helfen. Hierzu gehört 
auch die Sorge um die Schul- und Berufsbildung der Kinder aus- 
ländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland. 
Es ist dafür Sorge zu tragen, daß für die Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer die in der Bundesrepublik Deutschland verbrach- 
ten Jahre in schulischer Hinsicht nicht zu verlorenen Jahren 
werden. 


Daher fragen wir die Bundesregierung: ’ 

1. Teilt die Bundesregierung die Ansicht von Eltemverbän- 
den, Lehrern, Sozialbetreuern und Seelsorgern der aus- 
ländischen Arbeitnehmer, daß die Schulprobleme für die 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer unbefriedigend gelöst 
sind? 

2. Sind der Bundesregierung wachsende organisierte Bemü- 
hungen der ausländischen Arbeitnehmer bekannt, die auf 
eine Lösung dieser Probleme abzielen? 

3. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Schul- 
und Berufsbildung der Kinder ausländischer Arbeitneh- 
mer zu im Hinblick auf eine weitere Familienzusammen- 
führung, eine jederzeitige reibungslose Rückkehr und die 
Eingliederung von ausländischen Arbeitnehmern in die 
Volkswirtschaft ihrer Heimatländer? 

4. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Lösung der 
Schulprobleme die genannten Sorgen ausländischer Arbeit- 
nehmerfamilien mildem könnte? 
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5. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Kinder auslän- 
discher Arbeitnehmer welcher Nationalität im schulpflich- 
tigen Alter derzeit in der Bundesrepublik Deutschland 
wohnhaft sind? 

6. Welche Gründe sind der Bundesregierung für die Tatsache 
bekannt, daß viele Kinder ausländischer Arbeitnehmer der 
Schulpflicht nicht nachkommen? 

7. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, um durch 
Information auf die bessere Erfüllung der Schulpflicht bei 
Kindern ausländischer Arbeitnehmer hinzuwirken? 

8. Wann sieht sich die Bundesregierung in der Lage, einen 
Bericht zur Kampagne „Hausaufgabenhilfe für Ausländer- 
kinder" zu geben, die im Rahmen des Internationalen Er- 
ziehungsjahres 1970 durchgeführt wurde? 

9. Erwägt die Bundesregierung eine Änderung des § 2 Abs. 1 
des Ausländergesetzes und damit die Schaffung einer bes- 
seren Übersicht über schulpflichtige ausländische Kinder? 

10. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Beschlüsse der 
Kultusministerkonferenz vom 14./15. Mai 1964, wonach für 
ausländische Kinder Vorklassen, Deutschkurse und mutter- 
sprachliche Förderkurse einzurichten sind, ausreichend be- 
folgt worden sind? 

11. Kann die Bundesregierung in Aussicht stellen, daß mit den 
Entsendestaaten ausländischer Arbeitnehmer Verhandlun- 
gen darüber geführt werden, wie für den muttersprachli- 
chen Unterricht ausreichend Lehrpläne, Lehrmittel und 
Lehrpersonal gesichert werden können? 
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